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Guten Tag, 

folgende Themen finden Sie in dieser Ausgabe: 
 

· Steuerermäßigung für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen ge-
mäß § 35a Abs. EstG 

· Keine vGA bei vorzeitiger Ablösung einer rückgedeckten Pensionszusage ge-
genüber einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer 

· „Wissenmüssen“ von fremden Mehrwertsteuerbetrug 

· Eintragungspflicht für (fast) alle Unternehmen im Transparenzregister 

· Papierlos? 

· Termine Steuern/Sozialversicherungspflicht 

  

Kröning & Partner 
Steuerberatungsgesellschaft mbB 

Walderseestraße 22 
30177 Hannover 

Telefon: 0511 390666 - 0 
Telefax: 0511 390666 - 66 

E-Mail: stb@kroening-partner.de 
www.die-steuer-berater.de 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Steuerermäßigung für die Inanspruchnahme von 
Handwerkerleistungen gemäß § 35a Abs. 3 EStG 
Die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen gem. § 35a Abs. 3 EStG verlangt 
neben der (tatsächlichen) Führung eines Haushalts, 
kein besonderes Nutzungsrecht des Steuerpflichtigen. 
Somit kann ein Steuerpflichtiger auch in unentgeltlich 
überlassenen Räumlichkeiten einen Haushalt führen. 
Es ist dabei unschädlich, wenn sich der Steuerpflichtige 
gegenüber einem Dritten zur Tragung der Aufwen-
dungen für die Handwerkerleistungen verpflichtet hat. 
Die ursprüngliche An-
sicht der Vorinstanz, die 
Steuerermäßigung setzt 
voraus, dass die Leistun-
gen zugunsten eines 
Wirtschaftsguts erbracht 
werden, das im - zumin-
dest wirtschaftlichen - 
Eigentum des Steuerpflichtigen steht oder an dem der 
Steuerpflichtige ein obligatorisches Nutzungsrecht 
hat, wurde mit Urteil des Bundesfinanzhofs widerlegt. 
Die Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen ver-
langt neben der tatsächlichen Führung eines Haushalts 
kein besonderes Nutzungsrecht des Steuerpflichtigen. 
Er kann folglich auch in unentgeltlich überlassenen 
Räumlichkeiten einen Haushalt führen. 
Liegen die Voraussetzungen der Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen im Übrigen vor, kann diese 
auch in Anspruch genommen werden, wenn sich der 
Steuerpflichtige gegenüber einem Dritten zur Tragung 
der Aufwendungen für die Handwerkerleistungen ver-
pflichtet hat. Es spielt ebenfalls keine Rolle, wenn dies 
- wie im Streitfall - freiwillig, d. h. ohne eine rechtliche 
Verpflichtung, gemacht wird. 
Als unerheblich sah der Bundesfinanzhof an, dass die 
Handwerkerleistungen auch dann anzuerkennen sind, 
wenn der Steuerpflichtige die Maßnahme alleine be-
zahlt, obwohl dies dem ganzen Haus zugutekommt 
(im Streitfall: Dachsanierung). Erhält der Steuerpflich-
tige Aufwendungen erstattet - von wem auch immer - 
führt das zu einer Minderung der Steuerermäßigung. 
Theoretisch eventuell denkbare Ersatzansprüche sind 
bis zu deren Erfüllung jedoch nicht auf die geleisteten 
Zahlungen anzurechnen, so der Bundesfinanzhof. 

Körperschaftsteuer 

Keine vGA bei vorzeitiger Ablösung einer rückge-
deckten Pensionszusage gegenüber einem beherr-
schenden Gesellschafter-Geschäftsführer 
Das Finanzgericht Münster nahm dazu Stellung, ob die 
vorzeitige Ablösung einer rückgedeckten Pensions- 
zusage gegenüber einem beherrschenden Gesell-
schafter-Geschäftsführer, die aufgrund der Krise der 
GmbH vereinbart wird, zu einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung (vGA) führt. 
Aus steuerrechtlicher Sicht ist nicht zu beanstanden, 
wenn eine Pensionszusage nicht von dem Ausscheiden 
des Begünstigten aus dem Dienstverhältnis als Ge-
schäftsführer mit Eintritt des Versorgungsfalls abhän-
gig gemacht wird. In einem solchen Fall würde ein or-
dentlicher und gewissenhafter Geschäftsführer zur 
Vermeidung einer vGA allerdings verlangen, dass das 
Einkommen aus der fortbestehenden Tätigkeit als Ge-
schäftsführer auf die Versorgungsleistungen ange-
rechnet wird, oder aber den vereinbarten Eintritt der 
Versorgungsfälligkeit aufschieben, bis der Begünstigte 
endgültig seine Geschäftsführerfunktion beendet hat. 
Der eigentliche Zweck der betrieblichen Altersver- 
sorgung für die Zeit der Weiterarbeit würde verfehlt, 
wenn eine laufende Altersrente geleistet und zugleich 
das Arbeitsverhältnis in der bisherigen Weise gegen 
laufendes Gehalt fortgesetzt wird. 
Nach diesen Maßstäben ist das Gericht der Überzeu-
gung, dass die von der GmbH an den Kläger erfolgte 
Zahlung zur Abfindung der zugunsten des Klägers be-
stehenden Pensionszusage nicht gesellschaftlich, son-
dern betrieblich veranlasst war und mithin keine vGA 
vorlag. 
Finanzgericht Münster, Urteil 4 K 3618/18 vom 
26.05.2023, LEXinform 5025616 
Bundesfinanzhof, Urteil I R 60/12 vom 23.10.2013, LE-
Xinform 0929307 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

"Wissenmüssen“ von fremdem Mehrwertsteuer- 
betrug 
Welche Maßnahmen von einem Steuerpflichtigen ver-
nünftigerweise verlangt werden können, um eine ei-
gene Beteiligung an einem fremden Mehrwertsteuer-
betrug zu verhindern, hängt laut einem Urteil des Bun-
desfinanzhofs wesentlich von den jeweiligen Umstän-
den ab, die nach den Beweisregeln des nationalen 
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Rechts, die die Wirksamkeit des Unionsrechts nicht be-
einträchtigen dürfen, zu ermitteln sind. 
Von einem Steuerpflichtigen darf zwar nicht generell 
verlangt werden, dass er prüft, ob der Aussteller einer 
Rechnung über die Lieferung von Gegenständen, für 
die das Recht auf Vorsteuerabzug geltend gemacht 
wird, über die fraglichen Gegenstände verfügte, sie lie-
fern konnte sowie seinen Verpflichtungen hinsichtlich 
der Erklärung und Abführung der Mehrwertsteuer 
nachgekommen ist. Wenn aber Anhaltspunkte für Un-
regelmäßigkeiten oder einen Mehrwertsteuerbetrug 
vorliegen, kann der Steuerpflichtige verpflichtet sein, 
über einen anderen Wirtschaftsteilnehmer, von dem er 
Gegenstände oder Dienstleistungen zu erwerben be-
absichtigt, Auskünfte einzuholen, um sich von dessen 
Zuverlässigkeit zu überzeugen. 

Hinweis 
Für den Vorsteuerabzug des Erwerbers besteht keine 
allgemeine Voraussetzung in der Form, dass die an-
fallende Umsatzsteuer seitens des Vorunternehmers 
auch tatsächlich abgeführt wurde. 
Der Vorsteuerabzug beim Erwerber kann jedoch 
dann versagt werden, wenn er wusste oder hätte wis-
sen müssen, dass der Leistende oder ein anderer Be-
teiligter auf einer vorhergehenden oder nachfolgen-
den Umsatzstufe in eine begangene Hinterziehung 
von Umsatzsteuer oder Erlangung eines nicht ge-
rechtfertigten Vorsteuerabzugs i. S. des § 370 AO 
oder in eine Schädigung des Umsatzsteueraufkom-
mens i. S. der §§ 26b, 26c UStG einbezogen war (§ 25f 
UStG). 

Sonstiges 

Eintragungspflicht für (fast) alle Unternehmen im 
Transparenzregister 
Fast alle Unternehmen sind seit dem 01.08.2021 ein-
tragungs- und meldepflichtig gegenüber dem Trans-
parenzregister. Sofern Eintragungen noch nicht erfolgt 
sind, sollten diese dringend nachgeholt werden. An-
sonsten drohen Bußgelder. Hierauf weist das Bundes-
finanzministerium in einem Verbändeanschreiben er-
neut hin.  

Betroffen sind alle juristischen Personen des Privat-
rechts (z. B. AG, GmbH und Unternehmergesellschaft 
(haftungsbeschränkt)) und eingetragenen Personen-
gesellschaften (z. B. OHG, KG, PartG) sowie auch nicht-
rechtsfähige Stiftungen, Trusts und vergleichbare Ver-
einigungen.  
Nicht betroffen sind derzeit Einzelunternehmen, ein-
getragene Kaufleute (e. K.) und Gesellschaften bürger-
lichen Rechts (GbR), wobei letztere durch die Reform 
des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) ab dem 
01.01.2024 teilweise eintragungspflichtig werden. Mit 
dem MoPeG können sich GbRs in ein neu zu schaffen-
des Gesellschaftsregister eintragen. Damit wird die 
GbR in der Form der sog. „eGbR“ zu den eingetrage-
nen Personengesellschaften gehören und als solche 
ebenfalls in das Transparenzregister einzutragen sein. 
Die Übergangsfristen sind mittlerweile abgelaufen,  
d. h. alle Betroffenen müssen aktiv werden, unabhän-
gig davon, ob sich die Angaben bereits aus anderen 
öffentlichen Registern (z. B. Handels-, Genossen-
schafts-, Partnerschaftsregister) ergeben. 

Papierlos? 
 
Immer mehr Rechnungen kommen online per E-Mail. 
Der Gesetzgeber führt ab 2025 die E-Rechnung ein. 
Zahlreiche Mandanten steigen um auf eine papierlose 
Buchhaltung. Wir unterstützen dabei. 
Die online-Entgegennahme der Belege über unser 
Mandantenportal ist kurzfristig darstellbar. Bitte spre-
chen Sie uns an. 
Aufgrund des anstehenden Jahreswechsels ist eine 
vermehrte Nachfrage nach dem Produkt „Datev Unter-
nehmen Online“ zu verzeichnen. Wir erweitern hier un-
sere Kapazitäten. Bitte planen Sie eine gewisse Über-
gangs- und Einrichtungszeit ein. Ein geeigneter Scan-
ner mit einem Einzug ist vorzusehen.  
Wir informieren in Kürze ausführlicher über „Datev Un-
ternehmen Online“. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung November/Dezember 2023
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.11.20231 11.12.20231 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Entfällt 11.12.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 11.12.2023 

Umsatzsteuer 10.11.20232 11.12.20223 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 13.11.2023  14.12.2023 

Scheck5 10.11.2023 11.12.2023 

Gewerbesteuer 15.11.2023 entfällt 

Grundsteuer 15.11.2023 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 20.11.2023 entfällt 
Scheck5 15.11.2023 entfällt 

Sozialversicherung6 28.11.2023 27.12.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2023/21.12.2023, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
 
 


